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 (Stand 17. Juni 2009)  
zur Änderung von § 130 InsO betreffend die Anfechtung von unmittelbar vor Insol-
venzantragstellung geleisteter Lohnnachzahlungen durch den Insolvenzverwalter 

(Schreiben des BMJ vom 08.07.2009- R A 6) 
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Diese Stellungnahme finden Sie auch auf der Internetseite des Deutschen Anwaltvereins unter: 

http://www.anwaltverein.de/03/05/index.html. 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen Rechtsanwäl-

tinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern vertritt die Interessen der 

deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

_____________________________________________________________________________ 

Stellungnahme zur vorgeschlagenen Gesetzesänderung des § 130 InsO 

 

Zur Problematik der Anfechtung von unmittelbar vor Insolvenzantrag geleisteten Lohn-
nachzahlungen durch den Insolvenzverwalter 

Hierbei handelt es sich um ein sozialpolitisches Problem. Insolvenzverwalter wollen rückständige 

Lohnzahlungen nicht anfechten, sie wollen vielmehr mit den Betrieben arbeiten und diese fortfüh-

ren und sind dabei auf die Unterstützung seitens der Mitarbeiter angewiesen. Gleichzeitig müssen 

sie - nach derzeitiger Rechtslage - entsprechende rückständige Lohnzahlungen anfechten, um 

nicht Schadensersatzklagen von Gläubigern ausgesetzt zu sein. Der Insolvenzverwalter ist zur 

Vermeidung der eigenen Haftung grundsätzlich verpflichtet, gesetzliche Anfechtungsansprüche zu 

Gunsten der Gesamtheit aller Insolvenzgläubiger zu verfolgen.  

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung widerspricht allerdings dem Gläubigergleichbehandlungs-

grundsatz der InsO, in dem sie einer Gläubigergruppe, den Arbeitnehmern, ein Sonderrecht ein-

räumt. Dieses Anfechtungsproblem stellte sich während der Geltung der Konkursordnung nicht, da 

rückständige Lohnansprüche aus den letzten sechs Monaten vor Verfahrenseröffnung gem. § 59 

Abs. 1 Nr. 3a KO Masseschulden waren und somit vom Konkursverwalter voll und vorweg zu be-

friedigen waren. Mit Einführung der InsO im Jahre 1999 hat sich der Gesetzgeber jedoch bewusst 

von einer Bevorzugung einzelner Gläubigergruppen wie der der Arbeitnehmer oder Sozialversiche-

rungsträger abgewandt und den Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz hervorgehoben. Er hat 

davon abgesehen, in die Regelungen des §§ 129 ff. InsO ein Arbeitnehmerprivileg aufzunehmen. 

Das Anfechtungsrecht ist gerade vom Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz geprägt, was sich 

auch in der zeitlichen Vorverlagerung im Vergleich zur Konkursordnung ausdrückt. Ausgleich hier-

für wird durch den Anspruch auf Insolvenzgeld gemäß §§ 183 ff. SGB III gewährt. Diesem Grund-

satz widersetzt sich der neu vorgeschlagene § 130 Abs. 4 InsO und es entsteht das Problem eines 

gewährten Sonderrechts für eine Gläubigergruppe. Gewährt man jedoch einer Gläubigergruppe 

ein Sonderrecht, beanspruchen auch andere ein Sonderrecht für sich. Es besteht die Gefahr, dass 

auch andere wie beispielsweise die Finanzämter ein Sonderrecht einfordern. Daher ist dieser Ge-

setzesvorschlag des BMJ nach Ansicht des DAV abzulehnen. 
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Zur praktischen Relevanz der Problematik 

Insgesamt ist die praktische Relevanz dieser Problematik jedoch gering. Trotz der erheblichen 

Aufmerksamkeit, die eine Insolvenzanfechtung rückständiger Lohnzahlungen mit sich bringt, han-

delt es sich doch eher um Einzelfälle: Die Anfechtung von Löhnen ist auch nach derzeitiger 

Rechtslage nur in äußerst seltenen Fällen möglich und die Hürden hierfür sind - insbesondere 

auch aufgrund des Grundsatzurteils des BGH vom 19.2.2009 - hoch. Das Urteil beschränkt das 

Risiko der Insolvenzanfechtung rückständiger Lohnzahlungen nunmehr auf solche Arbeitnehmer, 

die beispielweise in der Buchhaltung tätig sind und über Insiderwissen verfügen. Das Risiko einer 

Deckungs- oder Vorsatzanfechtung tendiert für „normale“ Arbeitnehmer nach dieser BGH-

Entscheidung gegen Null. Hinzu kommen die geringen Vollstreckungsaussichten. Die Praxis zeigt, 

dass ein ganz überwiegender Teil der Arbeitnehmer in wirtschaftliche Schwierigkeiten gerät, wenn 

das Gehalt verspätet gezahlt wird. In einem Großteil der Fälle dürfte daher ein titulierter Anspruch 

des Insolvenzverwalters mangels Vollstreckungsaussichten wertlos sein. Ist dies für einen Insol-

venzverwalter von vornherein erkennbar, würde er sich, machte er den Anfechtungsanspruch den-

noch gerichtlich geltend, ohnehin schadensersatzpflichtig machen. Die Durchsetzung erkennbar 

wertloser Rückgewährsansprüche stellt für den Insolvenzverwalter auch ein Haftungsproblem dar. 

Fazit 

Aus den oben genannten Gründen (Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz/ Sonderrechtsproble-

matik) wird die Gesetzesänderung vom DAV nicht befürwortet. 

 


